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 27.09.2022

Verantwortlichkeiten bei Fahrzeugüberladungen nach der Entscheidung durch 

das Oberlandesgericht Düsseldorf (Aktenzeichen IV-2 RBs 85/22, 2 RBs 85/22) 

vom 27.06.2022 
 

 

Im konkreten Fall bestätigte das OLG Düsseldorf in einem Rechtsbeschwerdeverfahren eine 

Bußgeldentscheidung gegen einen Fahrer in Höhe von 121 € wegen Verstoßes gegen die 

Überladungsvorschriften (§§ 34 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Nummer 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung (StVZO)). 

 

Gang des Verfahrens 

 

Der Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde wurde als unbegründet abgewiesen.  

In der Begründung heißt es wörtlich: 

 

 „Bei Verhängung einer Geldbuße von nicht mehr als 250 Euro ohne Nebenfolge ist die 

Rechtsbeschwerde nur zuzulassen, wenn es geboten ist, die Nachprüfung des Urteils zur 

Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu 

ermöglichen oder das Urteil wegen Versagung des rechtlichen Gehörs aufzuheben (§ 80 

Abs. 1 OWiG). Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Die Sachrüge bietet keinen 

Anlass, die Nachprüfung des Urteils zur Fortbildung des Rechts zu ermöglichen. Der Fall 

wirft sachlich-rechtlich keine entscheidungserhebliche, klärungsbedürftige und 

abstraktionsfähige Rechtsfrage von praktischer Bedeutung auf. In der Rechtsprechung ist 

hinreichend geklärt, dass es für den Fahrlässigkeitsvorwurf nicht darauf ankommt, ob 

der Fahrzeugführer die Überladung erkennen konnte, sondern darauf, ob er sie hätte 

vermeiden können (vgl. OLG Koblenz [Beschluss vom 01.07.2019, Az.: 2 Ss-OWi 1077/18, 

2 Ss OWi 1077/18] NZV 1997, 194; OLG Frankfurt am Main NStZ-RR 2019, 323). Hierauf 

hat das Amtsgericht zutreffend abgestellt.“ 

 

 „Der Betroffene hat den fünfachsigen Sattelzug, der am 10. September 2021 im Werk der 

Fa. T. in B. mit Steinpaletten (Gewicht: 23,751 t) beladen worden war, am 13. September 

2021 übernommen. Das Leergewicht des Sattelzugs beträgt ausweislich der beiden 

Anlage zum Beitrag 
 
Überladung: aktuelle Rechtsprechung 
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Zulassungsbescheinigungen 15,713 t (8,573 t Sattelzugmaschine + 7,140 t Auflieger). Nach 

der Beladung reichte damit das Gesamtgewicht von 39,464 t nahe an das zulässige 

Gesamtgewicht von 40,00 t heran. Bei dieser annähernden Ausschöpfung des zulässigen 

Gesamtgewichts bestand keine Gewähr dafür, dass auch die zulässigen Achslasten, hier 

insbesondere die für die Antriebsachse zulässige Achslast von 11,50 t (§ 34 Abs. 3 Satz 1, 

Abs. 4 Nr. 1 lit. b StVZO), eingehalten waren. Über ein bordeigenes Wiegesystem verfügte 

der Sattelzug nicht.“ 

 

 „Das Vorbringen des Betroffenen, die für eine Teilentladung und Umladung erforderliche 

Ausrüstung sei am Standort des Sattelzuges nicht vorhanden gewesen, vermag ihn nicht 

zu entlasten. Der Sattelzug hätte mit der Überschreitung der für die Antriebsachse 

zulässigen Achslast (hier nach Toleranzabzug 12,925 t statt zulässiger 11,50 t) das 

Werksgelände der Fa. T. schon nicht verlassen dürfen. Geschah dies dennoch, waren die 

Beteiligten gehalten, an der Herstellung eines ordnungsgemäßen Zustands mitzuwirken. 

Die hierfür erforderliche Ausrüstung (ggf. Gabelstapler, zweiter Lkw) war für die 

Teilentladung und Umladung an den Standort des Sattelzuges zu verbringen. Dort war 

nach der Teilentladung eine neue Ladungssicherung vorzunehmen. In dem vorhandenen 

Überladungszustand durfte der Sattelzug ohne Ausnahmegenehmigung nicht mehr im 

öffentlichen Straßenverkehr bewegt werden.“ 

 

 „War eine mobile Achslastwaage in dem Transportunternehmen, für das der Betroffene 

tätig war, nicht vorhanden, bedurfte es der Reduzierung der Ladung bis zum Erreichen der 

„sicheren Seite“. Eine Unterladung war hierbei in Kauf zu nehmen (vgl. OLG Frankfurt am 

Main NStZ-RR 2019, 323). Mit einer mobilen Achslastwaage wäre die Überschreitung der 

zulässigen Achslast an der Antriebsachse konkret feststellbar und eine genauere 

Anpassung der Ladung möglich gewesen. Will das Transportunternehmen eine 

Unterladung vermeiden, bedarf es der Investition in technische Hilfsmittel zur Bestimmung 

der Achslasten. Bei deren Bereitstellung und Verwendung kann im Übrigen eine 

Überladung von vornherein vermieden und dem Fahrzeugführer die Wahrnehmung seiner 

aktiven Prüfungspflicht erleichtert werden.“ 
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In der zitierten Entscheidung des OLG Frankfurt vom 01.07.2020 heißt es zum 

Fahrlässigkeitsvorwurf bei Überschreitung des zulässigen Gesamtgewichts:   

 „[Es gibt] bereits obergerichtliche Rechtsprechung zu der Frage, wann fahrlässiges 

Verhalten in Bezug auf das Führen eines überladenen Lkw anzunehmen ist. Die Zunahme 

von Ladungstransporten, die technische Weiterentwicklung der Transportfahrzeuge, die 

ansteigenden Rechtsmittel in diesem Bereich und die darin zum Ausdruck gebrachten 

Streitfragen machen jedoch deutlich, dass diese Rechtsprechung weiterentwickelt und an 

den technischen Fortschritt angepasst werden muss. So sind die bisher als tauglich 

angesehenen Überladungsindikatoren (z.B. durchbiegende Federn, Änderung des 

Lenkverhaltens des Fahrzeugs, geringere Wendigkeit, geminderte Bremsverzögerung, 

verlangsamtes Anzugsvermögen u.ä.) auf Grund der technischen Entwicklung und der 

herstellerseits vorgenommenen Verbesserungen moderner Transportfahrzeuge für 

brauchbare Rückschlüsse auf eine bestehende Überladung nicht mehr geeignet und 

bedürfen daher der Anpassung und Fortentwicklung.“ 

 

 

Im Ergebnis gilt nach den Gerichtsentscheidungen: 

 

 Für den Fahrlässigkeitsvorwurf bei einer Überladung kommt es nicht darauf an, ob der 

Fahrer die Überladung erkennen konnte, sondern darauf, ob er sie hätte vermeiden 

können.  

 D.h. der Fahrer muss sich vor Fahrtantritt zuverlässig selbst Gewissheit darüber 

verschaffen, dass eine Überladung nicht vorliegt (aktive Prüfpflicht), und das 

Transportunternehmen als Halter muss dafür Sorge tragen, dass der Fahrer diese 

Anforderungen auch erfüllen kann. 

 Wird das zulässige Gesamtgewicht durch die Ladung nahezu erreicht, besteht keine 

Gewähr dafür, dass auch die zulässigen Achslasten, bei einem Sattelzug insbesondere die 

für die Antriebsachse zulässige Achslast, eingehalten werden.  

 Korrespondierend mit der selbstständigen Prüfungspflicht des Fahrers zur Vermeidung 

von Überladungen steht die u.a. aus § 31 Abs. 2 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

(StVZO) folgende Pflicht des Transportunternehmens als Halters, dafür Sorge zu tragen, 

dass der Fahrer seine Pflicht auch erfüllen kann. Das Transportunternehmen als Halter 

hat die Fahrt so zu organisieren, dass der Fahrer in die Lage versetzt wird, durch 
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zuverlässige und geeignete Maßnahmen das Ladegewicht zu bestimmen oder zumindest 

eine Überladung zu vermeiden.  

 

 

Fazit 

Transportunternehmen als Halter sollten ihre Verantwortung ernst nehmen und daher versuchen, 

Maßnahmen zur Vermeidung von Überladungen zu dokumentieren, Fahreranweisungen zu 

erstellen und deren ordnungsgemäße Umsetzung überprüfen. 

 

 

Exkurs: Überblick über die Verantwortlichkeit von Fahrer, Halter und Verlader bei der 

Überladung 

 

Die Grundregeln zu Gesamtgewichten, Achslasten und Anhängelasten sind in § 34 StVZO 

hinterlegt.  

 

1. Fahrer:  

Bei einer Überladung verstößt der Fahrer direkt gegen die Vorschrift des § 34 StVZO, die 

als Sonderregelung dem § 23 Abs. 1 Satz 2 StVO vorgeht. 

2. Halter: 

Das Transportunternehmen als Halter darf die Fahrt nicht zulassen oder anordnen, wenn 

ihm die Überladung bekannt ist oder bekannt sein müsste (§§ 31 Abs. 2, 34 StVZO). 

3. Verlader: 

Die Vorschriften zur Einhaltung der Gesamtgewichte und Achslasten richten sich 

ausschließlich an Fahrer und Halter und begründen keine unmittelbare Verantwortung 

des Verladers. Unter den Voraussetzungen des § 14 OwiG kann der Verlader aber zur 

Verantwortung gezogen werden, wenn er sich vorsätzlich an einer vorsätzlich begangenen 

Überladung beteiligt (sog. doppelter Vorsatz). Vorsätzlich handelt auch derjenige, der die 

Überladung mindestens billigend in Kauf nimmt. 
 


